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Regeste

Nichtverlängerung der Aufenthaltsbewilligung | Bürgerrecht und Ausländerrecht

Erwägungen

E. 1.1
Gegen den kantonal letztinstanzlichen Endentscheid des Verwaltungsgerichts des Kantons
Solothurn ( Art. 86 Abs. 1 lit. d und Abs. 2 sowie Art. 90 BGG ) ist die Beschwerde in
o■ffentlich-rechtlichen Angelegenheiten zula■ssig, da der Beschwerdefu■hrer als
italienischer Staatsbu■rger gestu■tzt auf das Abkommen vom 21. Juni 1999 zwischen der
Schweizerischen Eidgenossenschaft einerseits und der Europa■ischen Gemeinschaft und
ihren Mitgliedstaaten andererseits u■ber die Freizu■gigkeit (Freizu■gigkeitsabkommen;
FZA; SR 0.142.112.681) potenziell einen Anspruch darauf geltend macht, dass sein
Aufenthaltsrecht in der Schweiz anerkannt und gegebenenfalls die damit verbundene
Bewilligung ausgestellt wird ( Art. 83 lit. c Ziff. 2 BGG e contrario). Der Bewilligung
kommt im Zusammenhang mit dem FZA keine rechtsbegru■ndende, sondern lediglich eine
deklaratorische Wirkung zu (vgl. BGE 136 II 329 E. 2.2 in fine; 134 IV 57 E. 4 S. 58). Die
Frage, ob die Aufenthaltsbewilligung zu Recht nicht verla■ngert worden ist, betrifft nicht
das Eintreten, sondern bildet Gegenstand der inhaltlichen Pru■fung der Beschwerde (vgl.
BGE 136 II 177 E. 1.1 S. 179 f.). Da auch alle weiteren Sachurteilsvoraussetzungen
gegeben sind, ist auf die Beschwerde einzutreten (vgl. Art. 42, Art. 82 lit. a i.V.m. Art. 86
Abs. 1 lit. d, Art. 89 Abs. 1, Art. 90 und Art. 100 Abs. 1 BGG ). Nicht einzutreten ist auf die
subsidiäre Verfassungsbeschwerde: in Bezug auf die Nichtverlängerung der
Aufenthaltsbewilligung besteht - wie dargelegt - bereits die Beschwerde gestützt auf Art. 82
ff. BGG ( Art. 113 BGG ); in Bezug auf die Wegweisung führt der Beschwerdeführer nicht
aus, inwiefern er dazu legitimiert ist und welche verfassungsmässige Rechte verletzt sind
(Art. 115 f. i.V.m. Art. 106 Abs. 2 BGG i.V.m. Art. 117 BGG ).

E. 1.2.1
Das Bundesgericht wendet das Recht von Amtes wegen an ( Art. 106 Abs. 1 BGG ); es
pru■ft jedoch unter Beru■cksichtigung der allgemeinen Ru■ge- und Begru■ndungspflicht
( Art. 42 Abs. 1 und 2 BGG ) nur die vorgebrachten Rechtsverletzungen, falls weitere
rechtliche Mängel nicht geradezu augenfa■llig sind ( BGE 142 I 135 E. 1.5 S. 144). Es ist
an den Sachverhalt gebunden, wie die Vorinstanz ihn festgestellt hat ( Art. 105 Abs. 1 BGG
), es sei denn, dieser erweise sich in einem entscheidwesentlichen Punkt als offensichtlich
falsch oder unvollsta■ndig ( BGE 142 I 135 E. 1.6 S. 144 f.; 133 II 249 E. 1.4.1 S. 254).

E. 1.2.2
Der Beschwerdeführer rügt, dass die Vorinstanz den Sachverhalt in verschiedener Hinsicht
falsch festgestellt und unzählige Rügen nicht behandelt habe. Diese beiden Rügen sind eng



mit der materiellen Prüfung der Sache verbunden, weshalb diese im Zusammenhang mit der
Rechtsfrage - soweit notwendig - behandelt werden.

E. 2.1
Streitgegenstand bildet die Frage, ob die Aufenthaltsberechtigung zu Recht widerrufen
worden ist. In diesem Zusammenhang hat der Beschwerdeführer vor Vorinstanz wiederholt
darauf hingewiesen, dass er im Zeitpunkt des vorinstanzlichen Urteils dem FZA unterliege.
Die Vorinstanz hat den Widerruf zwar formell gestützt auf Art. 62 Abs. 1 lit. b AIG i.V.m.
Art. 5 Anh. I FZA geprüft, aber - mit einer falschen Begründung - tatsächlich offen
gelassen, ob der Beschwerdeführer dem FZA untersteht. Dieses Vorgehen macht nur dann
Sinn, wenn der Widerruf unter Beachtung der gegenüber dem AIG milderen Vorgaben nach
Art. 5 Anh. I FZA zulässig ist. Trifft diese Konstellation nicht zu, so muss klar sein, ob die
Person, deren Aufenthaltsrecht widerrufen werden soll, dem FZA unterliegt oder nicht. Zu
prüfen ist deshalb im Sinne des vorinstanzlichen Entscheids vorab, ob der Widerruf unter
Beachtung der Vorgaben nach Art. 5 Anh. I FZA zulässig ist. Insofern wird dem
Beschwerdeführer zunächst unterstellt, dass er dem FZA unterliegt.

E. 2.2
Nach Art. 62 Abs. 1 lit. b AIG kann u.a. die Aufenthaltsbewilligung widerrufen werden,
wenn der Ausländer u.a. zu einer längerfristigen Freiheitsstrafe (d.h. von mehr als einem
Jahr: BGE 139 I 145 E. 2.1 S. 147) verurteilt wurde. Jede aufenthaltsbeendende Massnahme
muss zudem verhältnismässig sein ( Art. 96 AIG ; Art. 8 Ziff. 2 EMRK ; BGE 135 II 377 E.
4.3 S. 381). Dabei sind die privaten Interessen an der Erteilung bzw. am Erhalt des
Anwesenheitsrechts und die öffentlichen Interessen an dessen Verweigerung sorgfältig
gegeneinander abzuwägen (vgl. BGE 139 I 330 E. 2.2 S. 336; zu den zu berücksichtigenden
Elementen vgl. Urteil des EGMR Saber und Boughassal gegen Spanien vom 18. Dezember
2018 [Nr. 76550/13 und 45938/14] § 40; Urteil 2C_503/2019 vom 7. April 2020 E. 4). Die
Vorinstanz hat zwar Art. 62 Abs. 1 lit. c AIG bei den rechtlichen Grundlagen erwähnt, aber
im Rahmen der Rechtsanwendung nicht geprüft, ob die Voraussetzungen erfüllt sind.

E. 2.3
Würde der Beschwerdeführer dem FZA unterliegen, so wären zusätzlich die Vorgaben von
Art. 5 Abs. 1 Anhang I FZA zu beachten. Gemäss dieser Bestimmung dürfen die durch das
Abkommen gewährten Rechtsansprüche nur durch Massnahmen, die aus Gründen der
öffentlichen Ordnung, Sicherheit und Gesundheit gerechtfertigt sind, eingeschränkt werden.
Dementsprechend darf bei Massnahmen der öffentlichen Ordnung oder Sicherheit
ausschliesslich das persönliche Verhalten der betreffenden Person ausschlaggebend sein;
strafrechtliche Verurteilungen allein können nicht ohne Weiteres diese Massnahmen
begründen. Rechtsprechungsgemäss darf daher eine strafrechtliche Verurteilung nur
insoweit als Anlass für eine Massnahme herangezogen werden, als die ihr zugrunde
liegenden Umstände ein persönliches Verhalten erkennen lassen, das eine gegenwärtige
Gefährdung der öffentlichen Ordnung darstellt. Art. 5 Anhang I FZA steht somit
Massnahmen entgegen, die (allein) aus generalpräventiven Gründen verfügt werden.
Verlangt wird eine nach Art und Ausmass der möglichen Rechtsgüterverletzung zu
differenzierende, hinreichende Wahrscheinlichkeit, dass der Ausländer auch künftig die
öffentliche Sicherheit und Ordnung stören wird. Die Bejahung einer Rückfallgefahr setzt
nicht voraus, dass ein Straftäter mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit wieder
delinquieren wird; ebensowenig kann für die Verneinung einer Rückfallgefahr verlangt



werden, dass überhaupt kein Restrisiko einer Straftat besteht (Urteil 2C_765/2018 vom 21.
September 2018 E. 3.2.1). Je schwerer die befürchtete bzw. vernünftigerweise absehbare
Rechtsgutverletzung wiegt, umso weniger ist die Wahrscheinlichkeit eines Rückfalls
hinzunehmen ( BGE 139 II 121 E. 5.3 S. 125 f.; 136 II 5 E. 4.2 S. 20; Urteil 2C_740/2017
vom 6. März 2018 E. 2.2.2). Als schwerwiegend gelten Beeinträchtigungen der physischen,
psychischen und sexuellen Integrität, der Drogenhandel und die organisierte Kriminalität
sowie Terrorismus und Menschenhandel ( BGE 139 II 121 E. 6.3 S. 130 f.). Die
Feststellung einer gegenwärtigen Gefährdung bildet eine Grundvoraussetzung für einen
zulässigen Eingriff in die Freizügigkeitsrechte; liegt deshalb keine solche Gefährdung vor,
ist ein Eingriff bereits ohne Interessenabwägung nach Art. 5 Anh. I FZA unzulässig ( BGE
130 II 176 E. 4.2 und E. 4.3.4 S. 185 bzw. 189).

E. 3.1
Die Vorinstanz legte ihrem Entscheid die einzelrichterliche Verurteilung vom 20. April
2017 wegen gewerbsmässigen und nicht gewerbsmässigen Diebstahls, mehrfacher
Sachbeschädigung, mehrfachen Hausfriedensbruchs, Verletzung des Schriftgeheimnisses
sowie Delikten gegen das BetmG (SR 812.121) und gegen das SVG (SR 741.01) zugrunde.
Art. 66a ff. StGB und Art. 62 Abs. 2 AIG finden keine Anwendung (vgl. BGE 146 II 49 E.
5.2 S. 52, 1 E. 2.1.2 S. 4). Das Richteramt bestrafte den Beschwerdeführer im abgekürzten
Verfahren mit 18 Monaten Freiheitsstrafe. Dass damit der Widerrufsgrund nach Art. 62
Abs. 1 lit. b AIG ("längerfristige Freiheitsstrafe") erfüllt ist, ist unbestritten.

E. 3.2.1
Für die Einschätzung des Gewichts des öffentlichen Interesses ist die Art und Schwere des
Delikts sowie das Verschulden des Beschwerdeführers entscheidend. Dazu äussert sich
weder das Strafurteil, welches im abgekürzten Verfahren ergangen ist, noch die
Staatsanwaltschaft. Die Vorinstanz hat sich deshalb auf folgende Argumente gestützt:
gesetzgeberische Intention beim Erlass des in casu noch nicht anwendbaren Art. 66a StGB ;
Kontext mit 18 und mehr Jahren zurückliegenden Urteilen; Fakten der den Widerruf
auslösenden Straftaten.

E. 3.2.2
Aus der gesetzgeberischen Intention beim Erlass von Art. 66a StGB lässt sich für die
Schwere und Art des konkreten Delikts nicht viel gewinnen, denn unter den Anlasstaten
finden sich Straftatbestände mit sehr unterschiedlichem Strafrahmen (vgl. Urteil
2C_503/2019 vom 7. April 2020 E. 3.2.1). Die in der Anklageschrift aufgeführten und im
Urteil übernommenen Fakten lassen keinen Schluss auf die Art und Schwere des den
Widerruf auslösenden Delikts sowie das Verschulden des Beschwerdeführers zu. Ebenfalls
lässt sich aus den Urteilen, welche vor mindestens 18 Jahren rechtskräftig entschieden
wurden, für das konkrete Delikt nichts ableiten.

E. 3.2.3
Das Bundesgericht hat in einer langen Rechtsprechung gewisse strafrechtliche Delikte als
schwere Straftaten erachtet (vgl. BGE 139 I 16 E. 2.2.1 S. 19) : Als solche gelten in der
Regel "Drogendelikte aus rein finanziellen Motiven" (vgl. BGE 139 I 16 E. 2.2.1 S. 20
m.w.H., ständige Rechtsprechung; Urteil 2C_219/2018 vom 26. Februar 2019 E. 2.2.1),
Sexualdelikte an Erwachsenen und erst recht an Kindern und Jugendlichen (vgl. Urteile
2C_45/2017 vom 10. August 2017 E. 2.4; 2C_516/2014 vom 24. März 2015 E. 4.1;
2C_903/2010 vom 6. Juni 2011 E. 3.1, nicht publ. in: BGE 137 II 233 ), Gewaltdelikte



(Urteil 2C_898/2014 vom 6. März 2015 E. 3.2), Raub (Urteil 2C_734/2014 vom 2. Februar
2015 E. 3.2). Die vom Beschwerdeführer begangenen Delikte fallen nicht unter den vom
Bundesgericht im migrationsrechtlichen Widerrufsverfahren verstandenen Begriff der
schweren Straftat (siehe auch die Beispiele in BGE 139 I 16 E. 2.2.1 S. 19 f.). Angesichts
des Strafrahmens der Delikte handelt es sich im Vergleich zu den oben aufgeführten
schweren Straftaten um eine nicht leichte, aber auch nicht schwere Straftat. An dieser
Gesamtbetrachtung der begangenen Delikte ändert sich nichts, auch wenn für den
gewerbsmässigen Diebstahl eine Freiheitsstrafe von bis zu zehn Jahren vorgesehen ist.

E. 3.3.1
Nach Art. 362 Abs. 1 lit. c StPO hat das Strafgericht die Angemessenheit der Sanktionen zu
beurteilen. Gestützt darauf kann jedenfalls davon ausgegangen werden, dass die 18 Monate
Freiheitsstrafe dem Verschulden des Beschwerdeführers entsprechen. Angesichts der
Verurteilung des Beschwerdeführers für neun Delikte zu 18 Monaten, deren höchster
Strafrahmen zehn Jahre beträgt, muss davon ausgegangen werden, dass das Verschulden
nicht schwer ist. Eine Verurteilung zu 18 Monaten ist allerdings auch nicht leicht.

E. 3.3.2
Beim migrationsrechtlichen Verschulden ist auch der Biographie des Beschwerdeführers
Rechnung zu tragen. Allerdings hat die Vorinstanz bundesrechtswidrig nur die negativen
Punkte herausgestrichen: Der Beschwerdeführer ist sehr früh in Kontakt mit Drogen
gekommen. Seine Delikte hat er vorwiegend zur Finanzierung seiner Drogensucht
begangen (Beschaffungskriminalität, Sachverhalt der Verfügung des Migrationsamtes vom
21. November 2019; Art. 105 Abs. 2 BGG ). Von 2004 bis 2009 unterzog er sich einer
Drogenentzugstherapie in Italien und reiste 2009 wieder in die Schweiz ein. Danach blieb er
während rund sechs Jahren drogen- und deliktsfrei. Insofern ist der Beschwerdeführer
ernsthaft bemüht, seine Drogensucht in den Griff zu bekommen. 2015 wurde der
Beschwerdeführer wieder rückfällig, was - wie der Beschwerdeführer plausibel ausführt -
mit dem Scheitern der Ehe zusammenhing. Aus den vorinstanzlichen Unterlagen ( Art. 105
Abs. 2 BGG ) geht nun hervor, dass der Beschwerdeführer während etwas längerer Zeit
keine Drogen mehr genommen hat. Stabilisierend dürfte auch seine neue Beziehung sein
(vgl. Urteil 2C_740/2017 vom 6. März 2018 E. 3.3). Trotzdem kann eine gewisse
Rückfallgefahr nicht ausgeschlossen werden, solange der Beschwerdeführer seine
Drogensucht nicht definitiv überwunden hat. Erfahrungsgemäss ist der Weg aus der
Drogensucht lang und verläuft selten gradlinig (vgl. Urteil 2C_611/2013 vom 13. Oktober
2014 E. 3.1), womit die vom Beschwerdeführer neuerlich begangene Delinquenz
keineswegs verharmlost werden soll. Bei der Beurteilung des migrationsrechtlichen
Verschuldens des Beschwerdeführers hat die Vorinstanz jedoch der insgesamt eher
positiven Entwicklung des Betroffenen seit 2009, namentlich dessen Anstrengungen, nach
der fünfjährigen Drogentherapie weiterhin drogenfrei zu leben, zu wenig Rechnung
getragen (vgl. Urteil 2C_611/2013 vom 13. Oktober 2014 E. 3.1 i.f.).

E. 3.4.1
Zur Rückfallgefahr hat sich weder die Anklageschrift im abgekürzten Verfahren noch das
Urteil vom 20. April 2017 geäussert. Klar ist, dass die Delikte in einem kausalen
Zusammenhang zur Suchtmittelabhängigkeit des Beschwerdeführers stehen. Die
Vorinstanzen haben gestützt auf die vor mindestens 18 Jahren rechtskräftig entschiedenen
Urteile daraus den Schluss gezogen, dass der Beschwerdeführer nichts gelernt habe, ziehe



sich doch die Delinquenz wie ein roter Faden durch seine Biographie.

E. 3.4.2
Frühere strafrechtliche Verurteilungen können berücksichtigt werden, wenn die ihr
zugrunde liegenden Umstände ein persönliches Verhalten erkennen lassen, das eine
gegenwärtige Gefährdung der öffentlichen Ordnung darstellt. Dies gilt auch dann, wenn die
Verurteilungen - wie im vorliegenden Fall ( Art. 369 Abs. 1 lit. b StGB ) - so alt sind, dass
sie von Amtes entfernt werden mussten und daran keine Rechtsfolgen mehr geknüpft
werden können ( BGE 135 I 71 E. 2.10 S. 75 f.; Urteil 2C_766/2019 vom 14. September
2020 E. 5.1). Allerdings kommt weit zurückliegenden Straftaten in der Regel keine grosse
Bedeutung mehr zu. Das trifft vorliegend zu: Die Vorinstanz stellt nicht in Rechnung, dass
der Beschwerdeführer von 2004 bis 2009 sich einer Drogenentzugstherapie in Italien
unterzogen hatte und nach seiner Einreise während rund sechs Jahren drogen- und
deliktsfrei blieb. Insofern ist er während längerer Zeit drogen- und deliktsfrei geblieben.
Wie bereits ausgeführt (oben E. 3.3.2), ist der Weg aus der Drogensucht lang und verläuft
selten gradlinig (vgl. Urteil 2C_611/2013 vom 13. Oktober 2014 E. 3.1). Angesichts der
neuen stabilisierenden Beziehung, seiner Beschäftigung (siehe hinten E. 4) und seinem
Willen, von der Drogensucht loszukommen, kann davon ausgegangen werden, dass zwar
ein Rückfall nicht ausgeschlossen werden kann, aber eher als gering zu betrachten ist.

E. 3.5
Zusammenfassend ergibt sich im Hinblick auf Art. 5 Anh. I FZA nun Folgendes: Die vom
Beschwerdeführer begangenen Delikte stellen entsprechend der bundesgerichtlichen
Rechtsprechung keine schwerwiegende Verletzung wichtiger Rechtsgüter dar. Die Delikte
umfassen v.a. Sachschäden; Personen hat der Beschwerdeführer keine Gewalt angetan. Mit
seinem Drogenkonsum hat er vor allem sich selbst geschädigt. Zwar ist der
Beschwerdeführer nach langer Zeit rückfällig geworden. Aufgrund seiner diversen
Anstrengungen, die Drogensucht in den Griff zu bekommen, seiner neuen, stabilisierenden
Beziehung und auch den Bemühungen, Arbeit zu finden, ist auch die Wahrscheinlichkeit
für einen weiteren Rückfall eher gering. Insgesamt wäre deshalb angesichts der geringen
Schwere der Verletzung der betroffenen Rechtsgüter und der geringen Wahrscheinlichkeit
eines Rückfalls ein Widerruf gestützt auf Art. 62 Abs. 1 lit. b AIG i.V.m. Art. 5 Anh. I FZA
unzulässig. Es ist deshalb zu prüfen, ob der Beschwerdeführer dem FZA untersteht.

E. 4.1
Die Vorinstanz hat die Frage offen gelassen, ob der Beschwerdeführer unter das FZA falle.
Vor dem Verwaltungsgericht hat der Beschwerdeführer Arbeitsverträge und Abrechnungen
eingereicht. Die Vorinstanz nimmt diese nur bei der Beurteilung, ob eine biographische
Kehrtwende stattgefunden hat, zur Kenntnis, ansonsten rezipiert sie den Sachverhalt,
welcher im Zeitpunkt der Verfügung des Migrationsamtes galt. Bundesgerichtliche
Vorinstanzen sind aber entsprechend Art. 110 BGG gehalten, den Sachverhalt so
festzustellen, wie er sich zum Zeitpunkt ihres Urteils tatsächlich präsentiert (Urteil
2C_580/2019 vom 9. März 2020 E. 2.3.2 mit weiteren Hinweisen), weshalb die Vorinstanz
im vorliegenden Fall zu prüfen gehabt hätte, ob der Beschwerdeführer im Zeitpunkt des
vorinstanzlichen Urteils Arbeitnehmer gewesen ist (siehe auch Urteil 2C_938/2018 vom 24.
Juni 2019 E. 6.3).

E. 4.2.1



Nach Art. 6 Abs. 1 Anhang I FZA erha■lt ein Arbeitnehmer, der Staatsangeho■riger einer
Vertragspartei ist und mit einem Arbeitgeber des Aufnahmestaates ein Arbeitsverha■ltnis
mit einer Dauer von mindestens einem Jahr eingeht, eine Aufenthaltserlaubnis mit einer
Gu■ltigkeitsdauer von fu■nf Jahren, gerechnet ab dem Zeitpunkt der Erteilung der
Erlaubnis (EU/EFTA-B-Bewilligung). Diese wird automatisch um mindestens fu■nf Jahre
verla■ngert. Bei der ersten Verla■ngerung kann die Gu■ltigkeitsdauer beschra■nkt
werden, wenn der Inhaber seit mehr als zwölf aufeinanderfolgenden Monaten unfreiwillig
arbeitslos ist; die Dauer der Bewilligungsverla■ngerung darf ein Jahr nicht unterschreiten.

E. 4.2.2
Nach der Rechtsprechung kann nur dann von einem Arbeitnehmer im
freizu■gigkeitsrechtlichen Sinne und dem damit verbundenen Status ausgegangen werden,
wenn der unselbsta■ndig erwerbsta■tige Vertragsausla■nder (1) wa■hrend einer
bestimmten Zeit (2) Leistungen fu■r eine andere Person nach deren Weisungen erbringt
und (3) als Gegenleistung hierfu■r eine Vergu■tung erha■lt ( BGE 141 II 1 E. 2.2.3 S. 5
f.; 131 II 339 E. 3 und E. 4, je mit Hinweisen). Grundsa■tzlich kommt es dabei weder auf
den zeitlichen Umfang der Aktivita■t noch auf die Ho■he des Lohnes oder die
Produktivita■t der betroffenen Person an ( BGE 141 II 1 E. 2.2.4, mit Hinweisen). Damit
schliessen auch Teilzeitarbeitsverha■ltnisse sowie Lohnsummen unterhalb des
Existenzminimums ("working poor": Urteil 2C_1061/2013 vom 14. Juli 2015 E. 4.2.1 i.f.
mit weiteren Hinweisen) das Vorliegen eines Arbeitnehmers im Sinne des FZA nicht aus
(vgl. Urteile des EuGH vom 23. Ma■rz 1982 53/81 Levin , Randnr. 16 ff.; vom 3. Juli 1986
66/85 Lawrie-Blum , Randnr. 21; MARTIN FRANZEN, in: Streinz (Hrsg.), EUV/AEUV,
Beck'sche Kurz-Kommentar, 3. Aufl. 2018, Art. 45 AEUV Rz. 21; EPINEY, in:
Vedder/Heintschel von Heinegg (Hrsg.), Europäisches Unionsrecht, Handkommentar, 2.
Aufl 2018, Art. 45 AEUV Rz. 10; UEBERSAX/PETRY/HRUSCHKA/FREI/ ERRASS,
Migrationsrecht, 2021, S. 106; CARONI/SCHEIBER/PREISIG/ZOETEWEIJ,
Migrationsrecht, 4. Aufl. 2018, S. 337). Erforderlich ist jedoch quantitativ wie qualitativ
eine echte und tatsa■chliche wirtschaftliche Tätigkeit. Die Beurteilung, ob eine solche
besteht, muss sich auf objektive Kriterien stu■tzen und - in einer Gesamtbewertung - allen
Umsta■nden Rechnung tragen, welche die Art der Ta■tigkeit und des fraglichen
Arbeitsverha■ltnisses betreffen. Es ist dabei auch zu beru■cksichtigen, ob die erbrachten
Leistungen auf dem allgemeinen Bescha■ftigungsmarkt als u■blich gelten ko■nnen (siehe
zum Ganzen BGE 141 II 1 E. 2.2.4 S. 6, mit zahlreichen Hinweisen; Urteil des EuGH vom
23. Ma■rz 1982 53/81 Levin , Randnr. 17). Eine arbeitnehmende Person eines
Vertragsstaates dieses Abkommens kann indes ihren freizu■gigkeitsrechtlichen Status als
unselbsta■ndig erwerbsta■tige Person dann verlieren, wenn aufgrund ihres Verhaltens
feststeht, dass keinerlei ernsthafte Aussichten (mehr) darauf bestehen, dass sie in absehbarer
Zeit eine andere Arbeit finden wird (Dahinfallen des Arbeitnehmerstatus; vgl. BGE 141 II 1
E. 2.2.1 S. 4, mit zahlreichen Hinweisen).

E. 4.3
Dem vorinstanzlichen Urteil und den vor Vorinstanz eingereichten Unterlagen kann
entnommen werden, dass der Beschwerdeführer gewillt ist, zu arbeiten, und tatsächlich
auch arbeitet: Der Beschwerdeführer ist bei einem Temporärbüro im Rahmen eines
Einsatzvertrages angestellt, welches für ihn verschiedene Arbeiten vermittelt. Aus dem
Urteil ergeben sich folgende Anstellungen mit folgendem Salär: September 2019: neun
Stunden; Oktober 2019: Verdienst von Fr. 243.75; November 2019: Verdienst von Fr.



1'917.55; Dezember 2019: Verdienst von Fr. 2'144.15; Januar 2020: Verdienst von
mindestens Fr. 1'044.25. Daneben habe der Beschwerdeführer einen Einsatzvertrag für
Februar 2020 eingereicht und sich als Logistiker bei der Migros beworben. Weitere
Arbeitsleistungen nennt die Vorinstanz nicht und sie hat auch keine weiteren Abklärungen
getroffen. Ferner finden sich in den Akten ( Art. 105 Abs. 2 BGG ) Lohnabrechnungen von
Januar - Mai 2019 (teilweise mehrere für einen Monat). Entsprechend diesen Feststellungen
stand der Beschwerdeführer somit in einem weisungsgebundenen Abhängigkeitsverhältnis,
wobei er eine tatsächliche und echte Tätigkeit für einen anderen für eine bestimmte Zeit
verrichtete und dafür ein Entgelt bezog. Wie ausgeführt lassen weder unfreiwillige
Arbeitslosigkeit noch der Umstand, dass der Beschwerdeführer Temporärarbeit leistet,
seine Arbeitnehmereigenschaft entfallen. Mit der Einreichung einer Arbeitsbestätigung vom
22. Juni 2020, wonach der Beschwerdeführer seit dem 4. Februar 2020 als Staplerfahrer
arbeitet - also auch im Zeitpunkt des vorinstanzlichen Urteils -, hat er trotz fehlender
vorinstanzlicher Abklärung (vgl. Urteil 2C_938/2018 vom 24. Juni 2019 E. 6.3) somit die
Erwartung bestätigt, dass er weiterhin im schweizerischen Arbeitsmarkt eingegliedert ist
(vgl. z.B. Urteil 2C_406/2014 vom 2. Juli 2015 E. 3.3). Die Arbeitnehmereigenschaft des
Beschwerdeführers begründet somit die Anwendbarkeit des FZA gemäss Art. 4 FZA in
Verbindung mit Art. 6 ff. Anh. I FZA (vgl. BGE 141 II 1 E. 2.1 S. 3 f.).

E. 4.4
Da der Beschwerdeführer Arbeitnehmer im Sinne des FZA ist, muss beim Widerruf oder
bei der Nichtverlängerung der Aufenthaltsberechtigung (vgl. BGE 130 II 176 E. 3.3.4 S.
182) Art. 5 Anh. I FZA beachtet werden. Wie bereits ausgeführt, ist der Widerruf gestützt
auf Art. 5 Anh. I FZA unzulässig.

E. 5
Die Beschwerde in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten ist demnach gutzuheissen und
das Urteil des Verwaltungsgerichts des Kantons Solothurn aufzuheben. Das Migrationsamt
ist verpflichtet, dem Beschwerdeführer die Aufenthaltsbewilligung zu verlängern. Bei
diesem Ergebnis sind für das bundesgerichtliche Verfahren keine Kosten zu erheben ( Art.
66 Abs. 1 und 4 BGG ). Der Kanton Solothurn hat dem Beschwerdeführer eine
Parteientschädigung auszurichten ( Art. 68 Abs. 1 BGG ). Das Gesuch um unentgeltliche
Rechtspflege wird somit gegenstandslos. Für die Neuregelung der Kosten- und
Entschädigungsfolgen des kantonalen Verfahrens wird die Angelegenheit an die Vorinstanz
zurückgewiesen ( Art. 67 und Art. 68 Abs. 5 BGG ).
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